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Empfehlung des Landesausschusses für Berufsbildung Nordrhein-Westfalen 
vom 19.05.2026 

„Ausbildungspotenziale von jungen Menschen mit Behinderung erkennen und 
nutzen“ 

 
Präambel 

 
Der Landesausschuss für Berufsbildung Nordrhein-Westfalen begrüßt ausdrücklich, dass 
der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) Empfehlungen und Un-
terstützungshilfe für die Verabschiedung von Ausbildungsregelungen gibt. Die beschlos-
sene „Orientierungsmarke zum Erlass von Ausbildungsregelungen nach § 66 BBiG bezie-
hungsweise § 42r HwO des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) vom 10.12.2025“ 
nimmt der Landesausschuss für Berufsbildung NRW zum Anlass, sich mit Ausbildungsre-
gelungen für Menschen mit Behinderungen näher zu befassen und diese Empfehlung vor-
zulegen. 
Grundsätzlich ist für Menschen mit Behinderungen nach § 64 BBiG / § 42k HwO i. V. m. § 
4 BBiG / § 25 HwO eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf gemäß § 4 
BBiG / § 25 HwO, im Bedarfsfall unter Zuhilfenahme des § 65 BBiG / § 42l HwO (Nachteil-
sausgleich), anzustreben. In begründeten Ausnahmefällen, wenn wegen Art und Schwere 
der Behinderung eine Ausbildung in einem bundeseinheitlich staatlich anerkannten Aus-
bildungsberuf nicht in Betracht kommt, kann eine Ausbildung nach § 66 BBiG / § 42r HwO 
durchgeführt werden. Die Feststellung der Zugehörigkeit zu dem betroffenen Personen-
kreis und für die Aufnahme einer Ausbildung nach § 66 BBiG / 42r HwO erfolgt durch den 
berufspsychologischen Dienst der Bundesagentur für Arbeit. 
Für die dualen Ausbildungsberufe nach § 66 BBiG / 42r HwO werden - anders als bei den 
bundeseinheitlich staatlich anerkannten Ausbildungen nach § 4 BBiG - keine bundesweit 
geltenden Ausbildungsordnungen, sondern Ausbildungsregelungen der jeweils zuständi-
gen Stellen auf individuellen Antrag erlassen. Entsprechend gibt es für den schulischen 
Teil in der Berufsschule als dualem Partner keine bundesweiten Rahmenlehrpläne. Laut 
dem Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe des BIBB existieren derzeit rund 90 
Ausbildungsregelungen für Berufsausbildungen nach § 66 BBiG / 42r HwO bei den ver-
schiedenen zuständigen Stellen in Nordrhein-Westfalen.  
Der Landesausschuss für Berufsbildung Nordrhein-Westfalen ist der Überzeugung, dass 
Ausbildungsberufe nach § 66 BBiG / 42r HwO sowohl für junge Menschen mit entspre-
chender Art und Schwere der Behinderungen als auch für Ausbildende zur Sicherung von 
Nachwuchs eine erfolgsversprechende Perspektive sein können. In Nordrhein-Westfalen 
existiert eine gute Beratungs- und Förderstruktur mit vielfältigen Angeboten, um junge 
Menschen und Ausbildende vor und während der Ausbildung zu unterstützen. Allerdings 
sind die Ausbildungsmöglichkeiten nach § 66 BBiG / 42r HwO bei jungen Menschen und 
Ausbildenden vielfach noch unbekannt. 
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Der Landesausschuss für Berufsbildung NRW ist der Überzeugung, dass die folgen-
den Rahmenbedingungen dem Ausbau Nordrhein-Westfalens zu einem inklusiven 
Ausbildungsmarkt dienen: 
 

• NRW braucht insgesamt deutlich mehr möglichst einheitliche Ausbildungsregelun-
gen nach § 66 BBiG / 42r HwO und insbesondere für vielfrequentierte Berufe / Be-
rufsbereiche mit hohem Beschäftigungspotential: 

o Deutlich mehr Angebote vor Ort eröffnen erst eine nennenswerte Berufs-
wahlfreiheit für diese Zielgruppe und können die Übergänge von Menschen 
mit Behinderung in Ausbildung erhöhen. 

o Ein breiteres Angebot an möglichst einheitlichen Ausbildungsregelungen 
erleichtert zudem durch Übersichtlichkeit und Struktur die Beratung sowie 
Bewerbung dieser Ausbildungsmöglichkeit. Die Bekanntheit und Akzeptanz 
ermöglicht mehr Inklusion am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

• Die Durchlässigkeit in einen bundeseinheitlich staatlich anerkannten Ausbildungs-
beruf ist für die weitere Bildungskarriere der Menschen mit Behinderung von be-
sonderer Bedeutung. 

• Alle Ausbildungsmarktakteure, die die Menschen mit Behinderung in Ausbildungs-
berufen nach § 66 BBiG/42r HwO ausbilden, brauchen Unterstützung durch funk-
tionierende Netzwerke sowie Verlässlichkeit und Klarheit, z. B. bei Finanzierungs-
fragen oder ausbildungsbegleitenden Angeboten. 

 
Empfehlungen 
Vor dem Hintergrund dieser Rahmenbedingungen richtet der Landesausschuss für 
Berufsbildung Nordrhein-Westfalen nachstehende Empfehlungen an die Landesre-
gierung: 
 

• Einfluss auf den Bund auszuüben, damit für mehr Berufe bundeseinheitliche Mus-
terregelungen nach § 66 BBiG / 42r HwO erarbeitet werden, die zuständige Stellen 
in den Ländern übernehmen können, weil Arbeitgebende und Arbeitnehmende 
bereits auf Bundesebene zugestimmt haben. 

• auf Bundes- und Landesebene darauf hinzuwirken, dass eine Vereinheitlichung 
von Ausbildungsregelungen nach § 66 BBiG / 42r HwO je Beruf systematisch vo-
rangetrieben wird. 

• die Ausbildenden dabei zu unterstützen, die Hindernisse durch rehabilitationspä-
dagogische Zusatzqualifikation für Ausbilderinnen und Ausbilder (ReZA) abzu-
bauen und gleichzeitig die Qualität der Ausbildung für Menschen mit Behinderung 
zu sichern. 

• das Übergangsmanagement der Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf in 
den Abgangsklassen der allgemeinbildenden Schulen und in den Berufskollegs mit 
Blick auf den Übergang in einen Ausbildungsberuf nach § 66 BBiG / 42r HwO wei-
terzuentwickeln. 

• sich gemeinsam mit der Wirtschaft für eine Stärkung von praxisnahen und inklusi-
onsgerechten Praktika in Betrieben einzusetzen. 

• die Möglichkeiten zur möglichst wohnortnahen Beschulung von Auszubildenden 
in Ausbildungsberufen nach § 66 BBiG / 42r HwO, die in den 
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Verwaltungsvorschriften zu § 6 Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
(APO-BK Anlage A) geregelt sind, den Akteuren im Land weiter bekannt zu machen.  

• die zielgerichtete Entwicklung von weiteren Curricularen Empfehlungen zur Ge-
währleistung eines möglichst einheitlichen Unterrichtskonzepts für Ausbildungs-
berufe nach § 66 BBiG / 42r HwO zu prüfen und zu unterstützen. 

• sich für eine Bekanntmachung und Umsetzung von Ausbildungsberufen nach § 66 
BBiG / 42r HwO auch in der Landesverwaltung einzusetzen. 

• neue Maßnahmen immer in bestehende Strukturen, wie die Inklusionsinitiative 
der Landesregierung, den Inklusionsbeirat mit seinen Fachbeiräten und die Lan-
desinitiative KAoA-STAR, ganzheitlich einzubinden. 

 
 
Düsseldorf, 19.05.2026 


